Sreupifche Gesetz ammlung 


Nr. 29. 


(Nr. 10831.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Schaumburg-Lippe wegen Fortführung 
e de durch das Fürſtentum Schaumburg⸗Lippe vom 
Oktober 


30. Oktober 1906 
Sc Majeſtät der König von Preußen und Seine Durchlaucht der Fürſt zu 
Schaumburg⸗Lippe haben zum Zwecke einer Vereinbarung über die Herſtellung 
eines Schiffahrtkanals vom Rheine zur Weſer mit Anſchlußkanal nach Hannover 
zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Unterſtaatsſekretär Dombois, 
Allerhöchſtihren Unterſtaatsſekretär Dr. Holle, 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberregierungsrat Kisker, 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberbaurat Dr. Ing. Sympher und 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrat von Baumbach, 
Seine Durchlaucht der Fürſt zu Schaumburg-Lippe: 
Höchſtihren Staatsminiſter Freiherrn von Feilitzſch, 
Höchſtihren Staatsrat von Campe, 
Höchſtihren Geheimen Regierungsrat Bömers, 
welche unter dem Vorbehalte der Ratifikation nachſtehenden Vertrag abgeſchloſſen 


haben. 
Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche Staatsregierung beabſichtigt, von den ihr durch 
das Geſetz, betreffend die Herſtellung und den Ausbau von Waſſerſtraßen, vom 
1. April 1905 (Preußiſche Geſetzſamml. S. 179) erteilten Ermächtigungen Ge⸗ 
brauch zu machen und den daſelbſt im § 1 unter 16 erwähnten Schiffahrtkanal 
vom Rheine zur Weſer mit Anſchlußkanal nach Hannover für eigene Rechnung 
auszuführen. Die Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſche Staatsregierung geſtattet der 
Königlich Preußiſchen Regierung den Bau und den Betrieb dieſes Kanals ſowie die 
Erhebung von Kanalabgaben innerhalb des Schaumburg⸗Lippiſchen Staatsgebiets. 

Der Königlich Preußiſchen Staatsbauverwaltung als der Unternehmerin 
wird zur Ausführung des Kanals und ſeiner Betriebseinrichtungen auf Grund 
des Geſetzes vom 23. März 1896, betreffend die Enteignung von Grundeigen⸗ 
tum, (Schaumburg⸗Lippiſche Landesverordn. S. 179) und des Ergänzungsgeſetzes 
vom 27. Juni 1899 (Landesverordn. XVIII S. 89) das Enteignungsrecht ver⸗ 
liehen werden. Das Recht erſtreckt ſich auf das im ſchaumburg⸗lippiſchen 
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Staatsgebiete belegene Grundeigentum mit Einſchluß von Rechten und Gerechtig— 
keiten, ſoweit es zur Herſtellung des Kanals — einſchließlich Häfen und Liege— 
ſtellen nebſt Gleisanſchlüſſen und ſonſtigen Umſchlagseinrichtungen für private 
und öffentliche Unternehmungen —, zu Speiſungsanlagen, Einrichtungen für den 
ſtaatlichen Schleppbetrieb ſowie für Seitenentnahmen, Parallelwege, Sicherheits— 
ſtreifen, Gewinnung von Bauſtoffen, Lagerplätze, Anderungen von Wegen oder 
Waſſerläufen uſw. nach den genehmigten Bauplänen oder nach den Beſtimmungen 
der Landespolizeibehörde für notwendig erachtet wird. Sollte die Königlich 
Preußiſche Regierung demnächſt zu einer Erweiterung der urſprünglichen Anlage, 
auch durch Herſtellung von Anſchlüſſen oder ähnlichen Einrichtungen, ſich ent— 
ſchließen, ſo wird die Fürſtlich Schaumburg-Lippiſche Regierung zwecks Erwerbung 
des hierzu erforderlichen Grund und Bodens ebenfalls das Enteignungsrecht erteilen, 
ſoweit es nicht nach den geſetzlichen Beſtimmungen von ſelbſt Anwendung findet. 

Die Königlich Preußiſche Regierung darf einen einheitlichen ſtaatlichen 
Schleppbetrieb auf dem Kanal einrichten. 


Artikel II. 

Die Ausführung des Baues innerhalb des Fürſtentums erfolgt auf Grund 
des von dem damaligen Waſſerbauinſpektor Prüsmann unter dem 1. September 
1895 aufgeſtellten, im preußiſchen Miniſterium der öffentlichen Arbeiten feſt— 
geſtellten allgemeinen Entwurfs, von welchem ein die im Fürſtentume Schaum- 
burg⸗Lippe belegene Kanalſtrecke enthaltender Auszug vom 1. Juli 1898, von 
den beiderſeitigen Kommiſſaren vollzogen, der Fürſtlichen Regierung mitgeteilt iſt, 
ein zweiter ſich in den Händen der Königlich Preußiſchen Regierung befindet. 
Weſentliche Anderungen in den Grundzügen des Entwurfs, welche die Linien- 
führung, die Abmeſſungen des Kanals und die Höhenlage des Waſſerſpiegels 
betreffen, ſoweit ſich ſolche bei der eingehenden Bearbeitung des Bauplans etwa 
ergeben ſollten, bleiben der Verſtändigung beider Regierungen vorbehalten. 

Über die Ausgeſtaltung des ſtaatlichen Schleppbetriebs, ſoweit dieſe nicht 
in dem Waſſerſtraßengeſetze vom 1. April 1905 feſtgelegt iſt, ſchweben zur Zeit 
noch auf preußiſcher Seite Erwägungen. 

Aus techniſchen und wirtſchaftlichen Gründen iſt es nicht angängig ge— 
weſen, die Kanallinie an Stadthagen heranzuführen. Die Königlich Preußiſche 
Staatsregierung wird indeſſen von dem im Artikel I näher bezeichneten Haupt⸗ 
kanal eine einſchiffige Abzweigung bis nach Lauenhagen vorſtrecken und zwar 
derart, daß dieſe bei dem genannten Orte einen bequemen Anſchluß an das be— 
ſtehende Wegenetz erhalten kann. Die Abzweigung bildet einen Teil des Kanal 
unternehmens und werden daher zu den durch ihre Ausführung entſtehenden 
Koſten die ſchaumburg⸗lippiſchen Intereſſenten nicht herangezogen werden. 


Artikel III. 

Die genauen Bauentwürfe werden durch die Königlich Preußiſche Bau— 
verwaltung aufgeſtellt, die indeſſen etwaige beſondere Wünſche der Fürſtlich 
Schaumburg ⸗Lippiſchen Regierung ſowohl bezüglich der Linienführung wie be— 
züglich der Anlagen am Kanale tunlichſt berückſichtigen wird. Jedoch bleibt die 
landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung der Bauentwürfe, ſoweit dieſe die 
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Herſtellung von Wegeübergängen, Brücken, Durchläſſen, Flußkorrektionen, Vor⸗ 
flutanlagen, Parallelwegen und Einfriedigungen betreffen, nebſt der baupolizei- 
lichen Prüfung der Hochbauten der Fürſtlich Schaumburg-Lippifchen Regierung 
innerhalb ihres Gebiets vorbehalten; die Regierung wird erſtere Prüfung auf Grund 
der Vorſchriften des Enteignungsgeſetzes vom 23. März 1896 Titel III veranlaſſen. 

Die Beſtimmungen des vorigen Abſatzes finden auf die Feſtſtellung der 
Entwürfe auf denjenigen Strecken, auf welchen die Grundſtücke freihändig er⸗ 
worben werden, ſowie der Entwürfe für die Einrichtungen des ſtaatlichen Schlepp⸗ 
betriebs ſinngemäß Anwendung. 

Sollte nach Fertigſtellung des Kanals infolge eintretenden Bedürfniſſes die 
Anlage neuer Waſſerdurchläſſe, neuer Staats- oder Kommunalſtraßen, die den 
geplanten Kanal kreuzen, ſeitens der Fürſtlich Schaumburg -⸗Lippiſchen Behörden 
angeordnet oder genehmigt werden, ſo werden zwar preußiſcherſeits gegen die 
Ausführung derartiger Anlagen keine Einſprüche erhoben werden. Die Fürſtlich 
Schaumburg⸗Lippiſche Regierung verpflichtet ſich aber, dafür einzutreten, daß 
durch die neue Anlage weder der Betrieb des Kanals geſtört wird, noch auch 
Preußen ein beſonderer Koſtenaufwand erwächſt. Die Befugnis der Fürſtlich 
Schaumburg⸗Lippiſchen Regierung, auf Grund des § 13 Abſ. 3 des Enteignungs⸗ 
geſetzes die Herſtellung und Anderung der im Abſ. 1 dieſes Paragraphen be— 
zeichneten Anlagen auch noch nach Ausführung des Unternehmens anzuordnen, 
wird durch vorſtehende Vereinbarung nicht berührt. 


Artikel IV. 

Die Feſtſtellung des Tarifs für die Kanalabgaben und die Schleppgebühr 
erfolgt preußiſcherſeits unter tunlichſter Berückſichtigung der Wünſche der Fürſtlich 
Schaumburg⸗Lippiſchen Regierung. Es ſollen indes für die im Fürſtentume 
belegenen Kanalſtrecken keine höheren Einheitsſätze in Anwendung kommen als 
für die anſchließenden auf preußiſchem Gebiete belegenen Strecken des Kanals. 


Artikel V. 

Die Landeshoheit bleibt der Fürſtlich Schaumburg-Lippiſchen Regierung 
in Anſehung der im Fürſtentume belegenen Kanalſtrecke vorbehalten. Auch ſollen 
die an dem Kanale zu errichtenden Hoheitszeichen nur die der Fürſtlich 
Schaumburg⸗Lippiſchen Regierung fein. 

Die Handhabung der Kanal- und Schiffahrtpolizei auf der im Fürſten⸗ 
tume Schaumburg⸗Lippe belegenen Kanalſtrecke erfolgt durch die Königlich 
Preußiſchen Behörden und Beamten, welche auf Vorſchlag Preußens von den 
zuſtändigen Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſchen Behörden in Pflicht zu nehmen 
ſind. Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich dieſer 
Kanalſtrecke einſchließlich etwaiger Speiſungsanlagen den Fürſtlich Schaumburg— 
Lippiſchen Organen ob; dieſe werden den Königlich Preußiſchen Beamten auf 
Erſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 

Artikel VI. 

Kanalbeamte, welche preußiſche Staatsangehörige ſind, aber in dem 
Fürſtentum ihren dienſtlichen Wohnſitz haben, erleiden dadurch keine Anderung 
ihrer Staatsangehörigkeit. Sie ſind ohne Unterſchied des Ortes der Anſtellung 
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rückſichtlich der Dißziplin lediglich ihren Dienftvorgefegten und den breußiſcen Auf 
ſichtsbehörden, im übrigen aber den ſchaumburg⸗lippiſchen Geſetzen unterworfen. 

Bei der Anſtellung von unteren Kanalbeamten innerhalb des Fürſtentums 
ſoll auf ſeine Angehörige er rag Rückſicht genommen werden, falls ge⸗ 
eignete Militäranwärter, unter denen die Angehörigen des Fürſtentums gleichfalls 
den Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen nicht zu ermitteln find. 

Artikel VII. 

Die von dem Kanalgelände zu entrichtende Grundſteuer wird ebe 
ebenſo bleiben die von den ſonſtigen öffentlichen Verbänden dazu erhobenen Zu⸗ 
ſchläge beſtehen. Im übrigen dürfen dem Königlich Preußiſchen Kanalbaufiskus 
gegenüber höhere Steuerſätze oder Steuerfätze nach einem höheren Maßſtabe nicht 
angewendet oder ihm andere Steuern nicht auferlegt werden, als ſie von den übrigen 
Abgabenpflichtigen des Fürſtentums und ſeiner Gemeinden gefordert werden. 


Artikel VIII. 

Ein Recht auf den Erwerb der in das Fürſtliche Staatsgebiet entfallenden 
Kanalſtrecke wird die Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſche Regierung, ſolange der 
Kanal im Eigentum oder Betriebe des Preußiſchen Staates ſich befindet, nicht 
in Anſpruch nehmen. Sollte dagegen ſpäter Eigentum und Betrieb an einen 
Privatunternehmer abgetreten werden, ſo bleibt der Fürſtlich Schaumburg⸗ 
Lippiſchen Regierung das Recht vorbehalten, die im Fürſtentume belegene Kanal⸗ 
ſtrecke anzukaufen. Durch eine etwaige derartige Erwerbung des Eigentums ſoll 
indes die Einheitlichkeit des Unternehmens nicht beeinträchtigt werden. Die Fürſt⸗ 
liche Regierung verpflichtet ſich vielmehr, in dieſem Falle den Betrieb des auf 
ihrem Gebiete belegenen Teiles des Kanals demjenigen Unternehmer zu e 
welcher den Betrieb der auf preußiſchem Gebiete e Strecken führen wird. 


Artikel IX. 

Gegenwärtiger Vertrag ſoll ſpäteſtens bis zum 1. Juli 1907 ratifiziert 
werden; die Auswechſelung der Ratifikationsurkunden ſoll im Wege des Schrift: 
wechſels erfolgen und damit der Vertrag in Kraft treten. 

Zur Beglaubigung iſt dieſer Vertrag doppelt ausgefertigt, von den beider⸗ 
ſeitigen Bevollmächtigten unterſchrieben und mit deren Inſiegel verſehen worden. 

Berlin, den 19. Oktober 1906. 


Bückeburg, den 30. Oktober 1906. 


(Siegel) Dombois. Siegel) Fehr. v. Feilitzſch. 
(Siegel)) Holle. Siegel) v. Campe. 
Siegel) Kisker. Siegel) Bömers. 


Siegel) Sympher. 
Siegel) v. Baumbach. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt e worden und die Auswechſelung 
der Ratifikationsurkunden hat ſtattgefunden. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſterkums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdrackerri. 
Beſtellungen anf einzelne Stücke der Preußiſchen Gefegfammkung find an das Königl. Geſetzſammlungsamt in Berlür W. 9 zu uichten. 


